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Verordnung zum Schutz der Bevölkerung vor Infektionen
mit dem Coronavirus SARS-CoV 2

(Coronavirus-Schutzverordnung - CoSchuV -)*)
Vom 22. Juni 2021

Aufgrund des
1. § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28a und

des § 28b Abs. 3 Satz 5 des Infektions-
schutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I
S. 1045), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 28. Mai 2021 (BGBl. I S. 1174),

2. § 89 Abs. 1 Satz 1 des Hessischen Ge-
setzes über die öffentliche Sicherheit und
Ordnung vom 14. Januar 2005 (GVBI. I
S. 14), zuletzt geändert durch Gesetz vom
7. Mai 2020 (GVBI. S. 318),

3. § 11 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-
Ausnahmenverordnung vom 8. Mai 2021
(BAnz. AT vom 8. Mai 2021 V1)

verordnet die Landesregierung:

§ 2
Medizinische Maske

(1) Eine OP-Maske oder Schutzmaske
der Standards FFP2, KN95, N95 oder ver-
gleichbar ohne Ausatemventil (medizinische
Maske) ist zu tragen

1. in innenliegenden Publikumsbereichen
aller öffentlich zugänglichen Gebäude,

2. bei Großveranstaltungen in Gedränge-
situationen, insbesondere beim Einlass
und in Warteschlangen,

3. in innenliegenden Bereichen von Ar-
beits- und Betriebsstätten; dies gilt nicht
am Platz in nicht öffentlich zugänglichen
Bereichen, sofern ein Abstand von 1,5
Metern zu weiteren Personen sicher ein-
gehalten werden kann,

4. von
a) Besucherinnen und Besuchern in Ein-

richtungen nach § 23 Abs. 3 Satz 1
Nr. 1, 2 und 4 bis 10 und § 36 Abs. 1
Nr. 2 des Infektionsschutzgesetzes
und ambulant betreuten Wohngemein-
schaften im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 des Hessischen Gesetzes über
Betreuungs- und Pflegeleistungen,
vom 7. März 2021 (GVBI. S. 34), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom
19. Dezember 2016 (GVBI. S. 322),

b) Patientinnen und Patienten in Einrich-
tungen nach § 23 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2,
4 und 6 bis 10 des Infektionsschutzge-
setzes,

c) Personen, die in Einrichtungen nach
§ 23 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 bis 10 und
§ 36 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 des Infektions-
schutzgesetzes tätig sind, innerhalb
dieser Einrichtungen; dies gilt nicht in
Bereichen, zu denen nur die dort täti-
gen Personen Zutritt haben, sofern ein
Mindestabstand von 1,5 Meter zu wei-
teren Personen eingehalten werden
kann,

die Leitung der Einrichtung kann weiter-
gehende Maßnahmen anordnen;

5. während des unmittelbaren persönlichen
Kontakts bei der Durchführung von An-
geboten durch interdisziplinäre oder heil-
pädagogische Frühförderstellen für be-
hinderte oder von Behinderung bedrohte
Kinder nach § 46 des Neunten Buches
Sozialgesetzbuch,
Praxen, Autismuszentren und familien-
entlastende Dienste der Behindertenhil-
fe, soweit dieser in geschlossenen Räu-
men stattfindet und solange nicht feste
Sitzplätze eingenommen werden,

6. in innenliegenden Publikumsbereichen
des Groß- und Einzelhandels, von Di-
rektverkaufsstellen vom Hersteller oder
Erzeuger, des Lebensmittelhandwerks
sowie von Poststellen, Banken, Sparkas-

Erster Teil
Allgemeine Vorschriften

§ 1
Pandemiegerechtes Verhalten

(1) Jede Person ist angehalten, sich so zu
verhalten, dass sie sich und andere keinen
vermeidbaren Infektionsgefahren aussetzt.
Bei persönlichen Begegnungen, insbeson-
dere mit Menschen, für die bei einer Infek-
tion mit dem SARS-CoV-2-Virus ein erhöhtes
Risiko für einen schweren Krankheitsverlauf
besteht, ist besondere Vorsicht walten zu las-
sen.

(2) Soweit das Tragen einer medizini-
schen Maske nach § 2 nachfolgend nicht an-
geordnet ist, wird dies dringend empfohlen,
wenn sich Personen unterschiedlicher Haus-
stände gemeinsam in einem geschlossenen
Raum aufhalten oder wenn ein Mindestab-
stand von 1,5 Metern zu Personen anderer
Hausstände nicht eingehalten werden kann.

(3) In geschlossenen Räumen ist auf eine
angemessene und regelmäßige Belüftung zu
achten.

(4) Personen, die nicht geimpft oder ge-
nesen im Sinne des § 2 Nr. 2 und 3 oder
Nr. 4 und 5 der COVID-19-Schutzmaßnah-
menAusnahmenverordnung sind, wird drin-
gend empfohlen, an größeren Zusammen-
künften nur mit einem negativen Testergebnis
teilzunehmen; die zugrundeliegende Testung
sollte höchstens 24 Stunden zurückliegen.
Dies gilt insbesondere für die Teilnahme an
Versammlungen und Kulturveranstaltungen,
den Besuch der Gastronomie sowie von Kul-
tur- und Freizeiteinrichtungen, die gemein-
schaftliche Sportausübung und den Besuch
von Fitnessstudios sowie die Entgegennah-
me körpernaher Dienstleistungen.

(5) Bei akuten Atemwegssymptomen soll
ein Kontakt zu Angehörigen anderer Haus-
stände bis zu einer Abklärung der Ursachen
möglichst vermieden werden.

heilpädagogische

*) FFN 91-65
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Person, wenn alle Bewohnerinnen und
Bewohner dieser Zimmer geimpfte oder
genesene Personen im Sinne des § 2
Nr. 2 und 3 oder Nr. 4 und 5 der COVID-
19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenver-
ordnung sind;

4. für Personal von Einrichtungen und Unter-
nehmen nach Abs. 1 Satz 1, soweit kein
Kontakt zu anderen Personen besteht
oder anderweitige und mindestens gleich-
wertige Schutzmaßnahmen, insbesondere
Trennvorrichtungen, getroffen werden,

5. für Lehrende in Lehrveranstaltungen an
außerschulischen Bildungseinrichtungen
und Beteiligte an Prüfungen, soweit ein
Hygienekonzept neben den einzuhalten-
den Abständen und dem regelmäßigen
Luftaustausch Ausnahmen von der Ver-
pflichtung zum Tragen einer medizinischen
Maske vorsieht,

6. für Lehrende und Lernende beim prakti-
schen Unterricht mit Blasinstrumenten,

7. an Hochschulen, Berufs- und Musikakade-
mien, soweit Ausnahmen nach § 14 Abs. 2
Nr. 3 angeordnet wurden,

8. soweit und solange aus therapeutischen,
pädagogischen, schulischen, rechtlichen,
seelsorgerischen, ethisch-sozialen oder
anderen tatsächlichen Gründen das Ab-
setzen der medizinischen Maske erforder-
lich ist.
(3) Abweichend von Abs. 1 Satz 1 Nr. 12

können Schülerinnen und Schüler sowie Stu-
dierende eine Mund-Nase-Bedeckung (All-
tagsmaske) tragen; dies ist jede vollständige,
an der Gesichtshaut anliegende Bedeckung
von Mund und Nase, die aufgrund ihrer Be-
schaffenheit unabhängig von einer Kenn-
zeichnung oder zertifizierten Schutzkategorie
geeignet ist, eine Ausbreitung von übertra-
gungsfähigen Tröpfchenpartikeln oder Aero-
sole durch Husten, Niesen oder Aussprache
deutlich zu verringern. Bei einem Ausbruchs-
geschehen an der Schule kann das Gesund-
heitsamt im Benehmen mit der Schulleiterin
oder dem Schulleiter auch an den Sitzplät-
zen eine Maskenpflicht nach Abs. 1, auch
in Verbindung mit Satz 1, anordnen. Sie
oder er kann die Pflicht nach Abs. 1 Satz 1
Nr. 12 im Einvernehmen mit dem Gesund-
heitsamt nach Anhörung der Schulkonferenz
nach § 130 des Hessischen Schulgesetzes
ganz oder teilweise aussetzen.

sen, Tankstellen, Wäschereien und ver-
gleichbaren Einrichtungen,

7. in innenliegenden Publikumsbereichen
von Dienstleistungsbetrieben und ver-
gleichbaren Einrichtungen,

8. in innenliegenden Publikumsbereichen
gastronomischer Einrichtungen, von
Spielbanken, Spielhallen, Wettvermitt-
lungsstellen und ähnlichen Einrichtungen
bis zur Einnahme eines Sitzplatzes,

9. in innenliegenden Publikumsbereichen
von Übernachtungsbetrieben bis zur Ein-
nahme eines Sitzplatzes, beispielsweise
in Bar- oder Restaurantbereichen oder in
der Lobby,

10. in Fahrzeugen des öffentlichen Perso-
nennah- und -fernverkehrs, des Gele-
genheitsverkehrs nach § 46 Abs. 2 des
Personenbeförderungsgesetzes
freigestellten Schülerverkehrs, in Bür-
gerbussen, in Passagierflugzeugen, auf
Passagierschiffen und -fähren, in den
dazugehörigen Zugangs- und Stations-
gebäuden und Tiefbahnhöfen sowie wäh-
rend der Inanspruchnahme von Fahr-
diensten; wenn alle Insassen über einen
Negativnachweis nach § 3 verfügen, gilt
dies in den Verkehrsmitteln nur bis zur
Einnahme eines Sitzplatzes,

11. in Gebäuden der Hochschulen, Berufs-
und Musikakademien und in von ihnen
genutzten Gebäuden bis zur Einnahme
eines Sitzplatzes,

12. in Schulgebäuden und Gebäuden sonsti-
ger Ausbildungseinrichtungen nach § 33
Nr. 3 des Infektionsschutzgesetzes bis
zur Einnahme eines Sitzplatzes,

13. von den Besucherinnen und Besuchern
während der Zusammenkünfte und Ver-
anstaltungen nach den §§ 16 und 17, die
in geschlossenen Räumen stattfinden,
bis zur Einnahme eines Sitzplatzes,

14. während der Wahrnehmung von Bil-
dungsangeboten, die in geschlossenen
Räumen stattfinden, bis zur Einnahme
eines Sitzplatzes,

15. während der Wahrnehmung vonAngeboten
der staatlichen Kinder- und Jugendarbeit
einschließlich Ferienbetreuungsmaßnah-
men, kurzzeitpädagogischen Maßnahmen
sowie der Jugendsozialarbeit, die in ge-
schlossenen Räumen stattfinden, bis zur
Einnahme eines Sitzplatzes.

§ 176 des Gerichtsverfassungsgesetzes
bleibt unberührt.

(2) Die Verpflichtung nach Abs. 1 Satz 1
besteht nicht
1. für Kinder unter 6 Jahren,
2. für Personen, die aufgrund einer gesund-

heitlichen Beeinträchtigung oder Behin-
derung keine medizinische Maske tragen
können,

3. für Besuche in Einrichtungen nach § 36
Abs. 1 Nr. 2 des Infektionsschutzgesetzes
und in ambulant betreuten Wohngemein-
schaften im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 des Hessischen Gesetzes über Be-
treuungs- und Pflegeleistungen in den
eigenen Zimmern der zu besuchenden

des

§ 3
Negativnachweis

(1) Soweit nach dieser Verordnung der
Nachweis zu führen ist, dass keine Anhalts-
punkte für eine Infektion mit dem SARS-CoV-
2-Virus vorliegen (Negativnachweis), kann
dies erfolgen durch
1. einen Impfnachweis im Sinne des § 2

Nr. 3 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-
Ausnahmenverordnung,

2. einen Genesenennachweis im Sinne des
§ 2 Nr. 5 der COVID-19-Schutzmaßnah-
men-Ausnahmenverordnung oder

3. einen Testnachweis im Sinne des § 2
Nr. 7 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-
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Ausnahmenverordnung, der die aus der
Anlage ersichtlichen Daten enthält; die zu-
grundeliegende Testung kann auch durch
einen PCR-Test erfolgen.

Soweit nach dieser Verordnung ein Negativ-
nachweis zu führen ist, gilt dies nicht für Kin-
der unter 6 Jahren.

(2) Zur Nachweisführung ist ein Nachweis
nach Abs. 1 Satz 1 gemeinsam mit einem
amtlichen Ausweispapier im Original vorzu-
legen.

§ 6Anhang 1
Zutrittsuntersagung

(1) Personen, die oder deren Angehörige
des gleichen Hausstandes Krankheitssym-
ptome für COVID-19, insbesondere Fieber,
trockenen Husten (nicht durch chronische
Erkrankungen verursacht), Verlust des Ge-
schmacks- und Geruchssinns, aufweisen, ist
der Zutritt untersagt zu
1. Krankenhäusern und vergleichbaren Ein-

richtungen nach § 8 Abs. 1 Satz 1, aus-
genommen zur Behandlung als Patientin
oder Patient,

2. Einrichtungen zur Betreuung und Unter-
bringung älterer, behinderter oder pflege-
bedürftiger Menschen nach § 9 Abs. 1,
ausgenommen als betreute oder unter-
gebrachte Person; die Einrichtungsleitung
kann im Rahmen des Sterbeprozesses
Ausnahmen zulassen, wenn anderweitige
Schutzmaßnahmen getroffen werden;

3. betriebserlaubnispflichtigen stationären
Einrichtungen für Kinder und Jugendliche
nach § 45 des Achten Buches Sozialge-
setzbuch, die keine Kindertageseinrich-
tungen sind und nicht unter § 9 Abs. 1
Nr. 3 fallen, ausgenommen als in der Ein-
richtung betreute Person,

4. Werkstätten für Menschen mit Behinde-
rungen nach § 219 Abs. 1 des Neunten
Buches Sozialgesetzbuch, Tagesförder-
stätten oder Tagesstätten nach § 219
Abs. 3 des Neunten Buches Sozialge-
setzbuch sowie Arbeitsbereichen anderer
Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten
Buches Sozialgesetzbuch,

5. Tages- und Nachtpflegeeinrichtungen
nach § 41 Abs. 1 des Elften Buches So-
zialgesetzbuch,

6. Gruppenangeboten, die im Vor- und Um-
feld von Pflege Betreuungs- und Unter-
stützungsangebot angeboten werden,
insbesondere Angebote nach § 45c Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 bis 3 und § 45d des Elften
Buches Sozialgesetzbuch,

7. Angeboten durch interdisziplinäre oder
heilpädagogische Frühförderstellen für be-
hinderte oder von Behinderung bedrohte
Kinder nach § 46 des Neunten Buches So-
zialgesetzbuch, heilpädagogische Praxen,
Autismuszentren und familienentlastende
Dienste der Behindertenhilfe,

8. Kindertageseinrichtungen und Kinderhor-
ten nach § 33 Nr. 1 des Infektionsschutz-
gesetzes, Kindertageseinrichtungen nach
§ 25 des Hessischen Kinder- und Jugend-
hilfegesetzbuchs vom 18. Dezember 2006
(GVBI. I S. 698), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 25. Juni 2020 (GVBI. S. 436),
sowie erlaubnispflichtige Kindertagespfle-
gestellen nach § 43 Abs. 1 des Achten Bu-
ches Sozialgesetzbuch,

9. Schulen und sonstigen Ausbildungsein-
richtungen nach § 33 Nr. 3 des Infektions-
schutzgesetzes.

Personen, die nicht in den in Satz 1 genann-
ten Einrichtungen tätig sind, ist der Zutritt
nach Satz 1 auch untersagt, solange An-
gehörige des gleichen Hausstandes einer

§ 4
Kontaktdatenerfassung

Soweit nach dieser Verordnung Kontakt-
daten zum Zweck der Nachverfolgung und
Unterbrechung von Infektionsketten mit dem
Coronavirus SARS-CoV-2 zu erheben und
zu verarbeiten sind (Kontaktdatenerfassung),
gilt neben § 28a Abs. 4 Satz 2 bis 7 des Infek-
tionsschutzgesetzes:
1. personenbezogene Angaben sind die Na-

men, Vornamen, Anschrift und die Tele-
fonnummer oder E-Mail-Adresse, sie sind
vollständig und wahrheitsgemäß anzuge-
ben;

2. die Erhebung und Verarbeitung der Kon-
taktdaten soll möglichst in elektronischer
Form erfolgen;

3. die Bestimmungen der Art. 13, 15, 18 und
20 der Verordnung (EU) 2016/679 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom
27. April 2016 zum Schutz natürlicher Per-
sonen bei der Verarbeitung personenbe-
zogener Daten, zum freien Datenverkehr
und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/
EG (Datenschutz-Grundverordnung) vom
27. April 2016 (ABI. EU Nr. L 119 S. 1,
Nr. L 314 S. 72, 2018 Nr. L 127 S. 2) zur In-
formationspflicht und zum Recht auf Aus-
kunft zu personenbezogenen Daten finden
keine Anwendung; die von der Kontaktda-
tenerfassung Betroffenen sind über diese
Beschränkungen zu informieren.

§ 5
Abstands- und Hygienekonzepte

Soweit nach dieser Verordnung die Öff-
nung und der Betrieb von Einrichtungen und
Angeboten sowie Zusammenkünfte, Veran-
staltungen und ähnliches nur nach Erstellung
und Umsetzung eines Abstands- und Hygi-
enekonzepts zulässig sind, hat dieses unter
Berücksichtigung der jeweiligen Empfehlun-
gen des Robert Koch-Instituts
1. Maßnahmen zur Steuerung des Zutritts

und der Vermeidung von Warteschlangen,
2. Maßnahmen zur Ermöglichung der Ein-

haltung der Mindestabstände oder andere
geeignete Schutzmaßnahmen und

3. Regelungen über gut sichtbare Aushänge
und Hinweise über die einzuhaltenden Ab-
stands- und Hygienemaßnahmen

vorzusehen.
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gen-Tests oder eines In-vitro-Diagnostikums
für die Eigenanwendung, das für den direk-
ten Erregernachweis des Coronavirus SARS-
CoV-2 bestimmt ist (Antigen-Tests zur Eigen-
anwendung durch Laien), nachgewiesen ist,
gelten Abs. 1 Satz 1 und 2 entsprechend.
Personen nach Satz 1 sind verpflichtet, un-
verzüglich einen PCR-Test durchführen zu
lassen. Die Absonderung wird für die Dau-
er, die zur Durchführung eines Tests nach
Satz 2 erforderlich ist, ausgesetzt. Mit Erhalt
des PCR-Testergebnisses, dass keine Infek-
tion mit SARS-CoV-2 vorliegt, endet die Ab-
sonderung nach Satz 1. Bestätigt der PCR-
Test die Infektion, verlängert sich die Dauer
der Absonderung dadurch nicht.

(3) Von Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1
nicht erfasst sind
1. Personen nach § 54a des Infektions-

schutzgesetzes und
2. Angehörige ausländischer Streitkräfte

im Sinne des NATO-Truppenstatuts, des
Truppenstatuts der NATO-Partnerschaft
für den Frieden (PfP Truppenstatut) und
des Truppenstatuts der Mitgliedstaaten der
Europäischen Union (EU-Truppenstatut).

Von Abs. 1 Satz 3 nicht erfasst sind Perso-
nen, die mit Personen nach Satz 1 in einem
Hausstand leben.

(4) Die von Abs. 1 Satz 1 erfassten Per-
sonen sind verpflichtet, das zuständige Ge-
sundheitsamt unverzüglich über den Erhalt
eines positiven Testergebnisses zu informie-
ren. Die von Abs. 1 Satz 1 und 3 erfassten
Personen sind verpflichtet, das zuständige
Gesundheitsamt unverzüglich zu informie-
ren, wenn typische Symptome einer Infek-
tion mit dem SARS-CoV-2-Virus wie Fieber,
trockener Husten (nicht durch chronische
Erkrankungen verursacht), Verlust des Ge-
schmacks- oder Geruchssinns, innerhalb
von vierzehn Tagen nach Erhalt des Tester-
gebnisses bei ihnen auftreten. Es wird emp-
fohlen, dass die von Abs. 1 Satz 1 erfassten
Personen unverzüglich ihre Kontaktpersonen
und ihren Arbeitgeber oder Dienstherrn über
den Erhalt eines positiven Testergebnisses
informieren.

(5) Für die Zeit der Absonderung unter-
liegen die von Abs. 1 Satz 1 und 3 erfassten
Personen der Beobachtung durch das zu-
ständige Gesundheitsamt.

(6) Das zuständige Gesundheitsamt kann
auf Antrag bei Vorliegen wichtiger Gründe
von der Pflicht zur Absonderung nach Abs. 1
oder 2 befreien oder Auflagen anordnen; § 30
des Infektionsschutzgesetzes bleibt im Übri-
gen unberührt.

individuell angeordneten Absonderung nach
§ 30 des Infektionsschutzgesetzes aufgrund
einer möglichen Infektion mit SARS-CoV-2
oder einer generellen Absonderung aufgrund
einer nachgewiesenen Infektion mit SARS-
CoV-2 unterliegen. Das Zutrittsverbot gilt
nicht für geimpfte oder genesene Personen
im Sinne des § 2 Nr. 2 und 3 oder Nr. 4 und 5
der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnah-
menverordnung, wenn das Betretungsverbot
auf einer Symptomatik oder Absonderung ei-
ner oder eines Haushaltsangehörigen beruht
und die Absonderung nicht aufgrund einer in
Deutschland noch nicht verbreitet auftreten-
den Virusvariante des Coronavirus SARS-
CoV-2 mit vom Robert Koch-Institut defi-
nierten besorgniserregenden Eigenschaften
erfolgt ist.

(2) Liegt in einer Einrichtung nach Abs. 1
Satz 1 Nr. 2, 3, 5 oder 7 ein nach dem Infekti-
onsschutzgesetz meldepflichtiges Infektions-
geschehen oder eine bestätigte Infektion mit
SARS-CoV-2 vor, ist der Zutritt bis zu einer
abweichenden Entscheidung des Gesund-
heitsamtes untersagt.

§ 7
Absonderung aufgrund Test-Ergebnis
(1) Personen, bei denen eine Infektion

mit SARS-CoV-2 auf Grundlage einer mole-
kularbiologischen Testung (PCR-Test) nach-
gewiesen ist, sind verpflichtet, sich unverzüg-
lich nach Erhalt dieses Testergebnisses auf
direktem Weg in die eigene Häuslichkeit oder
in eine andere eine Absonderung ermögli-
chende Unterkunft zu begeben und sich für
einen Zeitraum von vierzehn Tagen nach Vor-
nahme des zugrundeliegenden Testes stän-
dig dort abzusondern. Ihnen ist es in diesem
Zeitraum nicht gestattet, Besuch von Perso-
nen zu empfangen, die nicht ihrem Haus-
stand angehören. Für Personen, die mit einer
von Satz 1 erfassten Person in einem Haus-
stand leben, gelten die Verpflichtungen nach
Satz 1 und 2 entsprechend. Für dringende
und unaufschiebbare Erledigungen, insbe-
sondere zur Deckung des täglichen Bedarfs,
wird die Verpflichtung zur Absonderung nach
Satz 3 ausgesetzt. Die Verpflichtung zur Ab-
sonderung nach Satz 3 gilt nicht für
1. geimpfte Personen im Sinne des § 2 Nr. 2

und 3 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-
Ausnahmenverordnung und

2. Personen, bei denen in den letzten sechs
Monaten mittels PCR-Test eine Infektion
mit SARS-CoV-2 nachgewiesen wurde,
wenn der aufgrund dieser Infektion einzu-
haltende Absonderungszeitraum verstri-
chen ist,

wenn sie nicht wegen des Kontakts zu einer
Person besteht, die mit einer in Deutschland
noch nicht verbreitet auftretenden Virusva-
riante des Coronavirus SARS-CoV-2 mit vom
Robert Koch-Institut definierten besorgniser-
regenden Eigenschaften, infiziert ist. Perso-
nen, die Krankheitssymptome für COVID-19
aufweisen, sind, auch in den Fällen des
Satz 5 Nr. 1 oder 2, verpflichtet, unverzüglich
einen Test auf eine Infektion mit SARS-CoV-2
durchführen zu lassen.

(2) Für Personen, bei denen eine Infektion
mit SARS-CoV-2 auf Grundlage eines Anti-

Zweiter Teil
Besondere Vorschriften

§ 8
Krankenhäuser und vergleichbare

Einrichtungen
(1) Einrichtungen nach § 23 Abs. 3

Satz 1 Nr. 1 und 4 bis 7 des Infektionsschutz-
gesetzes dürfen zu Besuchszwecken nur von
Personen betreten werden, die über einen
Negativnachweis nach § 3 verfügen. Die Ein-
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und Soziales vorzulegen ist. Die Einrichtun-
gen nach Abs. 1 Satz 1 sind verpflichtet, Be-
stimmungen über die regelmäßige Testung
des Personals, soweit es sich nicht um ge-
impfte oder genesene Personen im Sinne
des § 2 Nr. 2 und 3 oder Nr. 4 und 5 der
COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmen-
verordnung handelt, im einrichtungsbezoge-
nen Konzept nach Satz 1 zu treffen.

(3) Die Einrichtungen nach Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 und 2 zur Betreuung und Unterbringung
älterer und pflegebedürftiger Menschen sind
verpflichtet, das in der Einrichtung tätige Per-
sonal (Eigen- und Fremddienste) mindestens
zweimal pro Woche sowie bei Dienstantritt
nach einer Abwesenheit von mehr als drei
Tagen auf das Vorliegen einer Infektion mit
SARS-CoV-2 zu testen, soweit es sich nicht
um geimpfte oder genesene Personen im
Sinne des § 2 Nr. 2 und 3 oder Nr. 4 und 5
der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnah-
menverordnung handelt. Die Durchführung
der Testungen ist im einrichtungsbezogenen
Konzept nach Abs. 2 Satz 1 zu regeln. Die
durchgeführten Testungen sind zu dokumen-
tieren. Die Dokumentationen nach Satz 3
sind mindestens drei Monate vollständig und
geschützt vor Einsichtnahme durch Dritte
aufzubewahren.

(4) Das in Einrichtungen zur Betreuung
und Unterbringung älterer und pflegebe-
dürftiger Menschen nach Abs. 1 Nr. 1 und 2
tätige Personal ist, soweit es sich nicht um
geimpfte oder genesene Personen im Sin-
ne des § 2 Nr. 2 und 3 oder Nr. 4 und 5 der
COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmen-
verordnung handelt, verpflichtet, die nach
Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 Satz 1 durch die
Einrichtung auf Grundlage des einrichtungs-
bezogenen Schutzkonzeptes erfolgende
Testung auf das Vorliegen einer Infektion mit
SARS-CoV-2 einschließlich einer Abstrich-
nahme zur Gewinnung des Probenmaterials
zu dulden.

(5) Ambulante Pflegedienste und Unter-
nehmen nach § 36 Abs. 1 Nr. 7 des Infek-
tionsschutzgesetzes zur Betreuung älterer
und pflegebedürftiger Menschen sind ver-
pflichtet, ihr mit ambulanten Pflege- und Un-
terstützungsleistungen betrautes Personal,
soweit es sich nicht um geimpfte oder gene-
sene Personen im Sinne des § 2 Nr. 2 und 3
oder Nr. 4 und 5 der COVID-19-Schutzmaß-
nahmen-Ausnahmenverordnung
regelmäßig, mindestens einmal pro Woche,
einem Virusdirektnachweis auf das Vorliegen
einer Infektion mit SARS-CoV-2 zu unterzie-
hen. Abs. 3 Satz 3 und 4 und Abs. 4 gelten
entsprechend.

(6) Tages- und Nachtpflegeeinrichtungen
nach § 41 Abs. 1 des Elften Buches Sozialge-
setzbuch müssen ein einrichtungsbezogenes
Abstands- und Hygienekonzept nach § 5 er-
stellen und umsetzen.

richtungsleitung kann für engste Familien-
angehörige Ausnahmen zulassen, wenn es
nach Einschätzung der behandelnden Ärz-
tin oder des behandelnden Arztes oder aus
ethisch-sozialen Gründen dringend geboten
ist, insbesondere bei Geburten oder Perso-
nen im Sterbeprozess.

(2) Einrichtungen nach Abs. 1 Satz 1 müs-
sen
1. eine Kontaktdatenerfassung nach § 4 vor-

nehmen und
2. überein einrichtungsbezogenes Abstands-

und Hygienekonzept nach § 5 verfügen,
welches auch Regelungen zum Schutz vor
Übertragung von Infektionen durch Besu-
cherinnen und Besucher nach Maßgabe
der aktuellen Empfehlungen des Robert
Koch-Instituts sowie des Hessischen Mi-
nisteriums für Soziales und Integration be-
inhaltet.

§ 9
Einrichtungen zur Betreuung

und Unterbringung älterer, behinderter oder
pflegebedürftiger Menschen, ambulante

Pflegedienste, Tages- und Nachtpflegeein-
richtungen

(1) Zu Besuchszwecken dürfen
1. Einrichtungen nach § 36 Abs. 1 Nr. 2 des

Infektionsschutzgesetzes,
2. ambulant betreute Wohngemeinschaften

im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des
Hessischen Gesetzes über Betreuungs-
und Pflegeleistungen,

3. betriebserlaubnispflichtige Einrichtungen
nach § 45 des Achten Buches Sozialge-
setzbuch, in denen geistig und körperlich
behinderte oder pflegebedürftige Kinder
und Jugendliche untergebracht werden,

nach Maßgabe des Besuchskonzepts
nach Abs. 2 betreten werden. Besucherin-
nen und Besucher von Einrichtungen nach
Satz 1 Nr. 1 und 2 zur Betreuung und Unterbrin-
gung älterer und pflegebedürftiger Menschen
müssen über einen Negativnachweis nach
§ 3 verfügen. Die Einrichtungen nach Satz 1
müssen eine Kontaktdatenerfassung nach
§ 4 vornehmen.

(2) Die Einrichtungen nach Abs. 1
Satz 1 müssen über ein einrichtungsbezo-
genes Konzept mit Regelungen zu Besuchs-
möglichkeiten und zum Schutz vor Übertra-
gung von Infektionen durch Besucherinnen
und Besucher nach Maßgabe der aktuellen
Empfehlungen des Robert Koch-Instituts so-
wie in den Fällen des Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und
2 des „Landesschutzkonzeptes für Pflege-
einrichtungen und besondere Wohnformen
der Eingliederungshilfe vor der Übertra-
gung von Infektionen“ und in den Fällen des
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des „Schutzkonzeptes
zur Ermöglichung von Besuchen in nach
§ 45 des Achten Buches Sozialgesetzbuch
betriebserlaubnispflichtigen Einrichtungen, in
denen geistig und körperlich behinderte oder
pflegebedürftige Kinder und Jugendliche
untergebracht sind“ verfügen, das in den Fäl-
len des Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 dem örtlich
zuständigen Hessischen Amt für Versorgung

handelt,

§ 1 0
Betreuungs- und Unterstützungsangebote

im Vor- und Umfeld von Pflege
Soweit Betreuungs- und Unterstützungs-

angebote im Vor- und Umfeld von Pflege als
Gruppenangebote durchgeführt werden, ins-
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setzbuchs weitere Personen, für die ein ak-
tuelles erweitertes Führungszeugnis vorliegt,
mit der Leitung einer oder der Mitarbeit in
einer Kindergruppe betraut werden. Vom per-
sonellen Mindestbedarf nach § 25c des Hes-
sischen Kinder- und Jugendhilfegesetzbuchs
kann nach Beratung durch das Jugendamt
vorübergehend abgewichen werden.

besondere die Angebote nach § 45c Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 bis 3 und § 45d des Elften Bu-
ches Sozialgesetzbuch, haben die Anbieter
1. eine Kontaktdatenerfassung nach § 4 vor-

zunehmen,
2. ein Abstands- und Hygienekonzept nach

§ 5 zu erstellen und umzusetzen.

Einzelangebote im Sinne des Satz 1 sind nur
untersagt, wenn ein Fall des § 6 Abs.1 Satz 2
vorliegt; § 6 Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend.

§ 13
Schulen und sonstige Ausbildungs-

einrichtungen
(1) Am Präsenzunterricht sowie an sons-

tigen regulären Präsenzveranstaltungen an
den Schulen und sonstigen Ausbildungsein-
richtungen nach § 33 Nr. 3 des Infektions-
schutzgesetzes dürfen nur Studierende,
Schülerinnen und Schüler sowie Kinder in den
Vorklassen und Vorlaufkursen teilnehmen,
die zu Beginn des Schultages über einen
Nachweis verfügen, dass keine Infektion mit
dem SARS-CoV-2-Virus vorliegt, und diesen
auf Anforderung der Lehrkraft vorweisen oder
in der Schule unter Anleitung einen Antigen-
Test zur Eigenanwendung durch Laien mit
negativem Ergebnis vorgenommen haben;
das Hessische Kultusministerium kann hier-
von Ausnahmen für Schülerinnen und Schü-
ler mit sonderpädagogischem Förderbedarf
anordnen, wenn der Test eine unzumutbare
Härte darstellen würde. Die dem Testergeb-
nis zu Grunde liegende Testung oder der in
der Schule vorgenommene Selbsttest dürfen
höchstens 72 Stunden vor dem Beginn des
jeweiligen Schultags vorgenommen wor-
den sein. Wer vom Präsenzunterricht nach
Satz 1 ausgeschlossen wird, hat das Schul-
gelände zu verlassen und nimmt ausschließ-
lich am Distanzunterricht nach § 69 Abs. 6
des Hessischen Schulgesetzes teil. Satz 1
bis 3 gelten entsprechend für die Teilnahme
an Prüfungen außerschulischer Bildungsein-
richtungen in Schulgebäuden.

(2) Abs. 1 findet keine Anwendung auf die
Teilnahme von Studierenden sowie Schüle-
rinnen und Schülern an Abschlussprüfungen;
auch diesen Schülerinnen und Schülern wer-
den Testungen angeboten.

(3) Die Lehrkräfte und das sonstige Per-
sonal müssen zu Beginn des Schultages
über einen Nachweis verfügen, dass keine
Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus vor-
liegt oder einen Antigen-Test auf eine Infek-
tion mit dem SARS-CoV-2-Virus zur Eigen-
anwendung durch Laien vornehmen. Abs. 1
Satz 2 gilt, auch in den Fällen des Abs. 1
Satz 4, entsprechend.

(4) Auf Schülerinnen und Schüler, Studie-
rende sowie Lehrkräfte und sonstiges Perso-
nal finden die Abs. 1 bis 3 keine Anwendung,
wenn sie
1. geimpfte Personen im Sinne des § 2 Nr. 2

und 3 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-
Ausnahmenverordnung oder

2. genesene Personen im Sinne des § 2 Nr. 4
und 5 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-
Ausnahmenverordnung

§ 11
Werkstätten, andere Leistungsanbieter,
Tagesförderstätten und Tagesstätten für
Menschen mit Behinderungen, Angebote

durch Frühförderstellen, heilpädagogische
Praxen, Autismuszentren und Familienent-

lastende Dienste der Behindertenhilfe
(1) Die Träger der Werkstätten für Men-

schen mit Behinderungen nach § 219
Abs. 1 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch, Tagesförderstätten oder Tagesstätten
nach § 219 Abs. 3 des Neunten Buches So-
zialgesetzbuch sowie Arbeitsbereiche ande-
rer Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten
Buches Sozialgesetzbuch haben dafür Sor-
ge zu tragen, dass ein Abstands- und Hygi-
enekonzept nach § 5 erstellt und umgesetzt
wird. Für die Durchführung von Angeboten
durch interdisziplinäre oder heilpädagogi-
sche Frühförderstellen für behinderte oder
von Behinderung bedrohte Kinder nach § 46
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch, heil-
pädagogische Praxen, Autismuszentren und
familienentlastende Dienste der Behinder-
tenhilfe gilt Satz 1 entsprechend.

(2) Auf Antrag können in Werkstätten oder
bei anderen Leistungsanbietern beschäftigte
Menschen mit Behinderungen von der Teil-
nahme am Präsenzbetrieb befreit werden,
wenn sie oder Personen, mit denen sie in
einem Hausstand leben, bei einer Infektion
mit dem SARS-CoV-2-Virus aufgrund einer
vorbestehenden Grunderkrankung oder Im-
munschwäche dem Risiko eines schweren
Krankheitsverlaufs ausgesetzt sind. Satz 1
findet keine Anwendung bei Menschen mit
Behinderungen, die über einen Impfnach-
weis im Sinne des § 2 Nr. 2 und 3 der Covid-
19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmeverord-
nung verfügen.

§ 1 2
Kindertageseinrichtungen und Kinderhorte

(1) Die Betreuung in Kindertageseinrich-
tungen und Kinderhorten nach § 33 Nr. 1 des
Infektionsschutzgesetzes, in Kindertagesein-
richtungen nach § 25 des Hessischen Kin-
der- und Jugendhilfegesetzbuchs sowie in
erlaubnispflichtigen Kindertagespflegestellen
nach § 43 Abs. 1 des Achten Buches Sozial-
gesetzbuch erfolgt im Regelbetrieb unter
Pandemiebedingungen nach Maßgabe des
Hygienekonzeptes des Landes für Kinder-
betreuungseinrichtungen, das auf der Home-
page des Hessischen Ministeriums für Sozia-
les und Integration veröffentlicht ist.

(2) Mit Zustimmung des Jugendamtes
können außer den Fachkräften nach § 25b
des Hessischen Kinder- und Jugendhilfege-

sind.
(5) Schülerinnen, Schüler und Studieren-

de können von der Teilnahme am Präsenz-
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unterricht schriftlich abgemeldet werden;
soweit sie minderjährig sind, kann die Ab-
meldung nur durch ihre Eltern erfolgen. Nach
Satz 1 abgemeldete Schülerinnen, Schüler
und Studierende werden im Distanzunterricht
beschult. An den Schulen für Kranke ent-
scheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter
nach Anhörung der Eltern und in Absprache
mit dem Klinikpersonal im Einzelfall über die
Beschulung.

Bildungseinrichtungen, der Ausbildung von
Beamtinnen und Beamten und Tarifbeschäf-
tigten im öffentlichen Dienst, der Ausbildung
zum Erwerb einer Fahrerlaubnis.

§ 16
Veranstaltungen und Kulturbetrieb

(1) Zusammenkünfte, Fachmessen, Ver-
anstaltungen und Kulturangebote, wie bei-
spielsweise Theater, Opern, Kinos und
Konzerte, an denen mehr als 25 Personen
teilnehmen, sind zulässig wenn
1. in geschlossenen Räumen die Teilnehmer-

zahl 250 und im Freien 500 nicht über-
steigt oder die zuständige Behörde aus-
nahmsweise eine höhere Teilnehmerzahl
bei Gewährleistung der kontinuierlichen
Überwachung der Einhaltung der übri-
gen Voraussetzungen gestattet; geimpfte
oder genesene Personen im Sinne des
§ 2 Nr. 2 und 3 oder Nr. 4 und 5 der
COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnah-
menverordnung werden bei der Teilneh-
merzahl nicht eingerechnet,

2. in geschlossene Räume nur Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer mit Negativnachweis
nach § 3 eingelassen werden,

3. die Kontaktdaten der Teilnehmerinnen und
Teilnehmer nach § 4 erfasst werden und

4. ein Abstands- und Hygienekonzept nach
§ 5 vorliegt und umgesetzt wird.
(2) Abs. 1 gilt nicht für

1. Zusammenkünfte von Personen, die aus
beruflichen, dienstlichen, schulischen, be-
treuungsrelevanten oder geschäftlichen
Gründen, insbesondere auch bei Eigen-
tümerversammlungen, Anwalts- und No-
tarterminen und ähnlichem, unmittelbar
Zusammenarbeiten müssen, sowie Sitzun-
gen und Gerichtsverhandlungen,

2. den Betrieb der Hochschulen, Berufs- und
Musikakademien und außeruniversitären
Forschungseinrichtungen, sofern diesem
ein umfassendes Abstands- und Hygiene-
konzept zugrunde liegt;

3. die Abnahme von Prüfungen, insbesonde-
re Staatsprüfungen und LaufbahnPrüfun-
gen sowie

4. Maßnahmen der Wahlwerbung für Parla-
ments- und Kommunalwahlen sowie für
Volksbegehren, Volksentscheide, Bürger-
begehren und Bürgerentscheide.
(3) Für Zusammenkünfte in privaten Woh-

nungen, an denen mehr als 25 Personen teil-
nehmen, wird die Beachtung der Vorgaben
des Abs. 1 Nr. 2 bis 4 dringend empfohlen.

(4) Angebote der Kinder- und Jugend-
arbeit einschließlich Ferienbetreuungsmaß-
nahmen, kurzzeitpädagogische Maßnahmen
der Schulen sowie Jugendsozialarbeit sind
unabhängig vom Angebotsort in Gruppen
von bis zu 50 Personen einschließlich der
Betreuungspersonen, geimpfte oder gene-
sene Personen im Sinne des § 2 Nr. 2 und
3 oder Nr. 4 und 5 der COVID-19-Schutz-
maßnahmen-Ausnahmenverordnung nicht
eingerechnet, zulässig. Abs. 1 Nr. 3 und 4 gilt
entsprechend. Bei Übernachtungen gilt § 23
entsprechend.

§ 14
Hochschulen, Berufsakademien

und Musikakademien
(1) Bei Teilnahme an Präsenzveranstal-

tungen im Studienbetrieb, insbesondere bei
Lehr-, Prüfungs- und Zulassungsveranstal-
tungen, sowie bei der Nutzung von Übungs-,
PC-, Lern- und Arbeitsräumen und Arbeits-
plätzen in Bibliotheken, die den Studieren-
den außerhalb von Lehrveranstaltungen für
Zwecke des Studiums zur Verfügung stehen,
sind die Kontaktdaten nach Maßgabe des § 4
zu erfassen; bei Veranstaltungsreihen erfolgt
die Erfassung für jeden Termin.

(2) Die Leitungen der Hochschulen, Be-
rufsakademien und Musikakademien sowie
die Anbieter fachspezifischer Studieneig-
nungstests nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 des
Gesetzes über die Zulassung zum Hoch-
schulstudium in Hessen vom 30. Oktober
2019 (GVBI. S. 290) können zur Sicherstel-
lung des Infektionsschutzes in Lehrveranstal-
tungen, Prüfungen inklusive fachspezifischer
Studieneignungstests ergänzend folgende
Maßnahmen treffen:
1. zum Tragen einer medizinischen Maske

verpflichten,
2. den Zutritt zu einzelnen Veranstaltungen

oder einzelnen Räumen auf Personen mit
Negativnachweis nach § 3 beschränken,

3. vom Tragen einer medizinischen Maske
absehen, soweit die Tätigkeit dies not-
wendig macht, beispielsweise beim prak-
tischen Unterricht mit Blasinstrumenten,
und gleichwertige alternative Schutzmaß-
nahmen bestehen.
(3) Für wissenschaftliche Tagungen und

Kongresse gilt § 16 entsprechend.

§ 15
Bildungsangebote, Ausbildung

Bei Bildungsangeboten außerhalb von
Einrichtungen nach § 33 Nr. 3 des Infektions-
schutzgesetzes,beispielsweise in Volkshoch-
schulen oder nicht staatlich anerkannten Er-
satzschulen, soweit diese auf die Teilnahme
an Nichtschülerprüfungen vorbereiten, sowie
bei kulturpädagogischen Angeboten der Mu-
seen, Theater und ähnlicher Einrichtungen
für einzelne Gruppen oder Klassen der Kin-
dertagesstätten, Schulen und Jugendhilfe-
einrichtungen, sind die Empfehlungen des
Robert Koch-Instituts zur Hygiene wo immer
möglich zu beachten. Satz 1 gilt entspre-
chend bei Ausbildungsangeboten, beispiels-
weise der Referendarausbildung, Angeboten
der beruflichen Bildung, Lehrgängen der
außerbetrieblichen und betrieblichen Berufs-
bildungseinrichtungen, der überbetrieblichen
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§ 2 0
Sportstätten

In Sportstätten ist die Sportausübung zu-
lässig, wenn ein sportartspezifisches Hygie-
nekonzept vorliegt. Für Zuschauer gilt § 16
Abs. 1 entsprechend.

§ 17
Zusammenkünfte von Glaubensgemein-

schaften, Trauerfeierlichkeiten
und Bestattungen

Für Zusammenkünfte von Glaubensge-
meinschaften zur gemeinschaftlichen Reli-
gionsausübung sowie Trauerfeierlichkeiten
und Bestattungen gilt § 16 Abs. 1 Nr. 3 und
4 entsprechend. Die Kirchen und Religions-
gemeinschaften stellen Regelungen für
Gottesdienste und andere Versammlungen
zur Religionsausübung auf, die sich an den
Empfehlungen des Robert Koch-Instituts so-
wie den entsprechenden Regelungen dieser
Verordnung orientieren.

§ 2 1
Verkaufsstätten und ähnliche

Einrichtungen
Der Betrieb von Einrichtungen des

Groß- und Einzelhandels, einschließlich
der Wochenmärkte, Spezialmärkte und ver-
gleichbaren Verkaufsveranstaltungen sowie
Direktverkäufe vom Hersteller oder Erzeu-
ger und der Geschäfte des Lebensmittel-
handwerks, sowie von Poststellen, Banken,
Sparkassen, Tankstellen, Wäschereien und
ähnlichen Einrichtungen ist zulässig, wenn
für den Publikumsbereich ein Abstands- und
Hygienekonzept nach § 5 vorliegt und umge-
setzt wird.

§ 18
Freizeiteinrichtungen

(1) Schwimmbäder, Thermalbäder, Bade-
anstalten an Gewässern, Saunen und ähnli-
che Einrichtungen dürfen für den Publikums-
verkehr nur öffnen, wenn
1. Besuche nur nach vorheriger Terminver-

einbarung stattfinden,
2. maximal eine Person je angefangener

für den Publikumsverkehr zugänglicher
Grundfläche von zehn Quadratmetern ein-
gelassen wird,

3. ein Abstands- und Hygienekonzept nach
§ 5 vorliegt und umgesetzt wird.
(2) Die Öffnung von Fitnessstudios und

ähnlichen Einrichtungen ist nur zulässig,
wenn
1. eine Kontaktdatenerfassung der Besuche-

rinnen und Besucher nach § 4 erfolgt und
2. ein Abstands- und Hygienekonzept nach

§ 5 vorliegt und umgesetzt wird.

(3) Die Öffnung von Tierparks, Zoos, bota-
nischen Gärten sowie Freizeitparks und ähn-
lichen Einrichtungen ist nur zulässig, wenn
ein Abstands- und Hygienekonzept nach § 5
vorliegt und umgesetzt wird.

(4) Die Öffnung von Spielbanken, Spiel-
hallen und ähnlichen Einrichtungen sowie
der Aufenthalt in Wettvermittlungsstellen ist
nur zulässig, wenn
1. nur Gäste mit Negativnachweis nach § 3

eingelassen werden,
2. eine Kontaktdatenerfassung der Besuche-

rinnen und Besucher nach § 4 erfolgt und
3. ein Abstands- und Hygienekonzept nach

§ 5 vorliegt und umgesetzt wird.

§ 2 2
Gaststätten

(1) Gaststätten im Sinne des Hessischen
Gaststättengesetzes vom 28. März 2012
(GVBI. S. 50), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 15. Dezember 2016 (GVBI. S. 294),
Mensen, Hotels, Eisdielen, Eiscafes und an-
dere Gewerbe dürfen Speisen und Getränke
1. zur Abholung oder Lieferung anbieten,

wenn ein Abstands- und Hygienekonzept
nach § 5 vorliegt und umgesetzt wird,

2. zum Verzehr vor Ort anbieten, wenn si-
chergestellt ist, dass
a) in die Innengastronomie nur Gäste mit

einem Negativnachweis nach § 3 ein-
gelassen werden,

b) die Kontaktdatenerfassung der Gäste
nach § 4 erfolgt,

c) ein Abstands- und Hygienekonzept
nach § 5 vorliegt und umgesetzt wird.

(2) In Kantinen findet für Betriebsangehö-
rige Abs. 1 Nr. 2 Buchst, a und b keine An-
wendung; Entsprechendes gilt für Mensen.

§ 23
Übernachtungsbetriebe

Übernachtungsangebote einschließlich
der Bewirtung der Übernachtungsgäste sind
zulässig, wenn
1. bei Aufenthalten zu touristischen Zwecken

ein Negativnachweis nach § 3 bei der An-
reise sowie bei Aufenthalten von mehr als
sieben Tagen einmal wöchentlich vorge-
legt wird; dies gilt nicht, wenn in der Unter-
kunft keine Gemeinschaftseinrichtungen
betrieben werden,

2. die Kontaktdatenerfassung der Gäste nach
§ 4 erfolgt,

3. ein Hygienekonzept nach § 5 vorliegt und
umgesetzt wird.

§ 19
Schlösser, Museen, Galerien und

Gedenkstätten
Die Öffnung der Museen, Schlösser, Galerien
und Gedenkstätten ist zulässig, wenn ein Ab-
stands- und Hygienekonzept nach § 5 erstellt
und umgesetzt wird.
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§ 24
Tanzlokale, Clubs, Diskotheken

(1) Der Betrieb von Tanzlokalen, Disko-
theken, Clubs und ähnlichen Einrichtungen
ist im Freien zulässig, wenn
1. nur Gäste mit einem Negativnachweis

nach § 3 eingelassen werden,
2. eine Kontaktdatenerfassung nach § 4 er-

folgt,
3. nur eine Person je 10 Quadratmeter Ver-

kehrsfläche, maximal 250 Personen ein-
gelassen werden und

4. ein Abstands- und Hygienekonzept nach
§ 5 vorliegt und umgesetzt wird.
(2) In Innenräumen dürfen Tanzlokale,

Diskotheken, Clubs und ähnliche Einrich-
tungen nur zu den in § 22 Abs. 1 genannten
Zwecken unter Einhaltung der dort geregel-
ten Voraussetzungen mit Genehmigung des
zuständigen Gesundheitsamtes, unbescha-
det der Zuständigkeit weiterer Behörden,
betrieben werden. Dem Antrag auf Geneh-
migung nach Satz 1 ist ein Abstands- und
Hygienekonzept nach § 5 beizufügen.

stands- und Hygienekonzept nach § 5,
das das besondere Infektionsrisiko der an-
gebotenen Dienstleistung berücksichtigt
und eine mindestens einmal wöchentliche
Testung der Prostituierten, soweit es sich
nicht um geimpfte Personen im Sinne des
§ 2 Nr. 2 und 3 der COVID-19-Schutzmaß-
nahmen-Ausnahmenverordnung oder ge-
nesene Personen im Sinne des § 2 Nr. 4
und 5 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-
Ausnahmenverordnung handelt, beinhal-
tet, erstellen und umsetzen.

Dritter Teil
Schlussvorschriften

§ 27

Vollzug
(1) Für den Vollzug dieser Verordnung sind

abweichend von § 5 Abs. 1 des Hessischen
Gesetzes über den öffentlichen Gesund-
heitsdienst vom 28. September 2007 (GVBI. I
S. 659), zuletzt geändert durch Gesetz vom
3. Mai 2018 (GVBI. S. 82), neben den Ge-
sundheitsämtern die örtlichen Ordnungsbe-
hörden zuständig, wenn die Gesundheitsäm-
ter nicht rechtzeitig erreicht oder tätig werden
können, um eine bestehende Gefahrensitua-
tion abwenden zu können.

(2) Die örtlich zuständigen Behörden
bleiben befugt unter Beachtung des „Prä-
ventions- und Eskalationskonzepts zur Ein-
dämmung der weiteren Ausbreitung von
SARS-CoV-2 in Hessen“ (Präventions- und
Eskalationskonzept SARS-CoV-2), auch
über diese Verordnung hinausgehende Maß-
nahmen anzuordnen. Das Präventions- und
Eskalationskonzept SARS-CoV-2 ist auf der
Homepage des Hessischen Ministeriums für
Soziales und Integration veröffentlicht.

§ 25
Dienstleistungen

(1) Die Erbringung von Dienst- und Be-
ratungsleistungen einschließlich Handwerks-
tätigkeiten soll möglichst ohne unmittelbaren
persönlichen körperlichen Kontakt erfolgen.
Die Empfehlungen des Robert Koch-Instituts
zur Hygiene, insbesondere zu Kontakten und
Einhaltung eines Mindestabstandes, sind
einzuhalten.

(2) Die Betreiber von Dienstleistungsbe-
trieben im Bereich der Körperpflege sind zur
Kontaktdatenerfassung nach § 4 verpflichtet.

§ 28
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 73
Abs. 1a Nr. 24 des Infektionsschutzgesetzes
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig ent-
gegen

1. § 2 Abs. 1 keine medizinische Maske
trägt,

2. § 4 Nr. 1 in Verbindung mit § 8 Abs. 2
Nr. 1, § 9 Abs. 1 Satz 3, § 10 Satz 1 Nr. 1,
§ 14 Abs. 1, § 16 Abs. 1 Nr. 3, § 18
Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 4 Nr. 2, § 22 Abs. 1
Nr. 2 Buchst, b, § 23 Nr. 2, § 24Abs.1 Nr. 2,
§ 25 Abs. 2 oder § 26 Nr. 2 unwahre oder
unvollständige Angaben macht,

3. § 6 eine der aufgeführten Einrichtungen
betritt oder durch Kinder unter 14 Jahren
oder nicht einsichtsfähige Personen be-
treten lässt,

4. § 7 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung
mit Satz 3, sich nicht, nicht in der vorge-
schriebenen Weise oder nicht rechtzeitig
in die eigene Häuslichkeit oder in eine
andere eine Absonderung ermöglichen-
de Unterkunft begibt oder sich dort nicht
oder nicht rechtzeitig absondert,

5. § 7 Abs. 1 Satz 2, auch in Verbindung mit
Satz 3, Besuch empfängt,

§ 26
Prostitutionsstätten- und
ähnliche Einrichtungen

Der Betrieb einer Prostitutionsstätte im
Sinne des § 2Abs. 4 des Prostituiertenschutz-
gesetzes vom 21. Oktober 2016 (BGBl. I
S. 2372), zuletzt geändert durch Gesetz vom
9. März 2021 (BGBl. I S. 327), oder einer
ähnlichen Einrichtung, die Bereitstellung ei-
nes Prostitutionsfahrzeuges im Sinne des § 2
Abs. 5 des Prostituiertenschutzgesetzes, die
Durchführung oder Organisation einer Prosti-
tutionsveranstaltung im Sinne des § 2 Abs. 6
des Prostituiertenschutzgesetzes, der Betrieb
einer Prostitutionsvermittlung im Sinne des
§ 2 Nr. 7 des Prostituiertenschutzgeset-
zes sowie die Erbringung sexueller Dienst-
leistungen mit Körperkontakt im Sinne des
§ 2 Abs. 1 des Prostituiertenschutzgesetzes
ist zulässig, wenn
1. nur Kundinnen und Kunden mit Negativ-

nachweis nach § 3 eingelassen werden,
2. eine Kontaktdatenerfassung der Kundin-

nen und Kunden nach § 4 erfolgt,
3. die Betreiberinnen und Betreiber oder,

sofern solche nicht vorhanden sind, die
Prostituierten im Sinne des § 2 Abs. 2
des Prostituiertenschutzgesetzes ein Ab-
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20. den Vorgaben des § 23 Übernachtungen
anbietet,

21. den Vorgaben des § 24 Tanzlokale, Dis-
kotheken, Clubs oder ähnliche Einrich-
tungen betreibt,

22. den Vorgaben des § 26 eine Prostituti-
onsstätte oder eine ähnliche Einrichtung
betreibt, ein Prostitutionsfahrzeug be-
reitstellt, eine Prostitutionsveranstaltung
organisiert oder durchführt, eine Prosti-
tutionsvermittlung betreibt oder sexuelle
Dienstleistungen erbringt.

6. § 7 Abs. 2 Satz 2 keinen PCR-Test durch-
führen lässt,

7. § 7 Abs. 4 Satz 1 oder 2 das zuständige
Gesundheitsamt nicht unverzüglich infor-
miert,

8. § 9 Abs. 3 Satz 1 oder Abs. 5 Satz 1 die
Testungen des Personals nicht durch-
führt,

9. § 9 Abs. 3 Satz 3, auch in Verbindung mit
Abs. 5 Satz 2, die Testungen des Perso-
nals nicht dokumentiert,

10. § 9 Abs. 3 Satz 4, auch in Verbindung mit
Abs. 5 Satz 2, die Dokumentationen nicht
aufbewahrt,

11. den Vorgaben des § 16 Abs. 1 Zusam-
menkünfte, Fachmessen, Veranstaltun-
gen oder Kulturangebote veranstaltet,

12. den Vorgaben des § 18 Abs. 1 Schwimm-
bäder, Thermalbäder, Badeanstalten an
Gewässern, Saunen oder ähnliche Ein-
richtungen betreibt,

13. den Vorgaben des § 18 Abs. 2 Fitness-
studios oder ähnliche Einrichtungen be-
treibt,

14. den Vorgaben des § 18 Abs. 3 Tierparks,
Zoos, botanischen Gärten, Freizeitparks
oder ähnliche Einrichtungen betreibt,

15. den Vorgaben des § 18 Abs. 4 Spielban-
ken, Spielhallen, ähnliche Einrichtungen
oder Wettvermittlungsstellen betreibt,

16. den Vorgaben des § 19 Schlösser, Muse-
en, Galerien oder Gedenkstätten für den
Publikumsverkehr öffnet,

17. den Vorgaben des § 20 Satz 2 Zuschauer
in Sportstätten einlässt,

18. den Vorgaben des § 21 Verkaufsstätten
oder ähnliche Einrichtungen betreibt,

19. den Vorgaben des § 22 Speisen und Ge-
tränke anbietet,

§ 29
Begründung

Die Begründung nach § 28a Abs. 5 Satz 1
des Infektionsschutzgesetzes ergibt sich aus
der Anlage.

§ 30
Aufhebung bisherigen Rechts

Es werden aufgehoben:
1. die Corona-Einrichtungsschutzverordnung

vom 26. November 2020 (GVBI. S. 826,
832)1), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 26. Mai 2021 (GVBI. S. 272), und

2. die Corona-Kontakt- und Betriebsbe-
schränkungsverordnung vom 26. Novem-
ber 2020 (GVBI. S. 826, 837)2), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 26. Mai
2021 (GVBI. S. 272).

§ 31
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der
Verkündung in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des
22. Juli 2021 außer Kraft.

Wiesbaden, den 22. Juni 2021

Hessische Landesregierung

Der M i n i s t e r
fü r S o z i a l e s u n d I n t e g r a t i o n

K l o s e

D e r M i n i s t e r p rä s i d e n t

B o u f f i e r

D e r M i n i s t e r
d e s I n n e r n u n d f ü r S p o r t

B e u t h

1) Hebt auf FFN 91-63
2) Hebt auf FFN 91-64
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Anhang 1

Anlage zu § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3

Kategorie Inhalt Beschreibung Format
Vor- und Zuname der getesteten Per-Name son

Identifikationsnummer der getesteten
Person
(falls vorliegt, z.B. Bürger-ID, Kran-
kenversicherten-Nummer)

Personen-
ID (optional)bezogene Da-

ten

Datum nach
ISO1 8601.Geburtsdatum Geburtsdatum der getesteten Person

Beschreibung der Art des Tests, z.B.
RT-PCR oder Antigen-Schnelltest
Im Fall von Antigen-Schnelltest müs-
sen Herstellerangaben und Name des
Tests angegeben werden.

Art des Tests

Untersuchter
Erreger/Krankheit Untersuchter Erreger: SARS-CoV-2

Art der Probe und Probennahme
(z.B. Nasopharynx-Abstrich, Oropha-
rynx-Abstrich, Abstrich der vorderen
Nasenhöhle, Speichel)

Probenart
(optional)

Datum und Uhrzeit der Durchführung
des Tests
Im Fall von Tests basierend auf Nuk-
leinsäureamplifikationstechniken
(NAT), z.B. RT-PCR sollte Datum der
Ausgabe des Testergebnisses zusätz-
lich aufgeführt werden.

Informationen
zum Test Datum und

Uhrzeit Datum nach
ISO1 8601

Testergebnis Negativ / Positiv

Name des Testzentrums, der durch-
führenden Stelle bzw. veranlassende
Behörde
Optional: Adresse des Testorts

Testort /
Testzentrum

Testende Person
(optional)

Name oder Identifikations-Nummer
der Person, die Test durchführt

Staat, in dem Test durchgeführt wurde
z.B. Deutschland

ISO 3166
CodierungStaat

Aussteller des
Testzertifikats

Aussteller des Zertifikats (ermöglicht
eine Prüfung des Zertifikats)Zertifikat Me-

tadaten
Zertifikat ID
(optional)

Referenz - ID des Testzertifikats (ein-
deutige Nummer)

1 Im Grundformat von ISO 8601 hat das Datum „07. September 2019“folgende Schreibweise: „20190907“, oder in der Formatie-
rung mit Trennzeichen ausgedrückt: „2019-09-07“. Uhrzeiten sind in Stunden, Minuten und Sekunden unterteilt. Die Darstellung
in ISO 8601 ist also 12:07:22.
2 Länderkodierung für Deutschland lautet „DE“
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Anhang 2
Begründung

Allgemein

Das Infektionsgeschehen in Hessen ist in den vergangenen Wochen stark und kontinuierlich zurück-
gegangen.

Mit Stand vom 22. Juni 2021 unterschreiten alle Landkreise und kreisfreie Städte in Hessen den
Schwellenwert nach § 28a Abs. 3 Satz 6 IfSG von 35 von 100 Neuinfektionen pro 100 000 Einwoh-
nerinnen und Einwohnern in sieben Tagen, die meisten davon sehr deutlich. Neun Landkreise unter-
schreiten die Schwelle von 5 Neuinfektionen, landesweit liegt der Inzidenzwert bei 9,2.

Die Belegungszahlen der Krankenhäuser und Intensivstationen mit Covid-19-Patientinnen und -Pa-
tienten ist ebenso stark zurückgegangen. Auch die Todeszahlen im Zusammenhang mit einer Coro-
na-Infektion sind deutlich gefallen.

Zugleich hat die Zahl der geimpften Personen zugenommen. Bis einschließlich 20. Juni 2021 sind
50,3 Prozent der Personen in Hessen mindestens einmal geimpft worden und haben damit bereits
einen gewissen Schutz vor schweren Krankheitsverläufen erhalten. 29,1 Prozent haben bereits den
vollen Impfschutz erhalten. Von den besonders gefährdeten Menschen über 60 Jahren sind sogar
bereits über 49 Prozent vollständig geimpft.

Hinzu kommt, dass der saisonale Temperaturanstieg auch weiterhin zu vermehrten Aufenthalten und
Aktivitäten im Freien führt. Schnell- und Selbsttests als Negativnachweise sind mit guter Genauigkeit
in der Lage festzustellen, ob eine Person aufgrund einer akuten SARS-CoV-2-lnfektion aktuell an-
steckend ist. Sie können in zahlreichen Situationen eine zusätzliche Sicherheit bieten, etwa bei der
Inanspruchnahme von Dienstleistungen oder von Bildungs- und Betreuungseinrichtungen.

Die Hessische Landesregierung hat bereits im Mai 2021 nach einer langen Lockdown-Phase, die von
umfassenden Einschränkungen des öffentlichen Lebens geprägt war, einen ersten Teil der angeord-
neten Beschränkungen zurückgenommen und im Bereich der Kontakt- und Betriebsbeschränkungen
in ein schrittweises an die Entwicklung der Inzidenzwerte gekoppeltes Lockerungskonzept überführt.
Diese ersten Lockerungen haben sich gerade auch angesichts der weiterhin stark gefallenen Neu-
infektionszahlen bewährt. Unter Abwägung aller gesundheitlichen, wirtschaftlichen und sozialen Fak-
toren werden deshalb die bisher angeordneten Schutzmaßnahmen nur in einem deutlich geringeren
Umfang aufrechterhalten.

Die Pandemie ist aber noch nicht vorbei. Insbesondere im Hinblick auf die zunehmende Verbreitung
der zuerst in Indien aufgetretenen Delta-Variante des SARS-CoV-2-Virus besteht weiterhin Anlass
zur Sorge. An einer Reihe der bisherigen Beschränkungen wird daher auch weiterhin festgehalten.

Im Interesse der Kohärenz der aufrechterhaltenen Schutzmaßnahmen werden dabei die Regelungen
der Corona-Einrichtungsschutzverordnung und der Corona-Kontakt- und Betriebsbeschränkungs-
verordnung zusammengefasst und in die neue Coronavirus-Schutzverordnung überführt.

Zunächst wird die Notwendigkeit in die Einsicht pandemieangemessenen und verantwortungsvollen
Verhaltens aller Personen selbst mit dem neugeschaffenen § 1 unterstrichen. Der Verlauf der letzten
Monate hat gezeigt, dass es primär das pandemieangepasste Verhalten der Bürgerinnen und Bürger
war, welches zu einem jeweils deutlichen Absinken der Infektionszahlen geführt hat.

Der Schutz von Krankenhäusern, Kindertagesstätten, Schulen und anderen vulnerablen Einrichtun-
gen wird in den jeweiligen Bereichen auf die aktuelle pandemische Situation neu abgestimmt. Dabei
spielen der bisher auch schon verfolgte Dreiklang von Negativnachweis, Maskenpflicht und Kontakt-
nachverfolgungsmöglichkeit eine besondere Rolle.

Auch der größeren infektiologischen Gefahr, die von Innenräumen ausgeht, wird durch höhere An-
forderungen an Präventionsmaßnahmen Rechnung getragen.

In diesem Zusammenhang wird etwa auch die Möglichkeit zur Durchführung von Veranstaltungen,
die Sportausübung sowie der Betrieb von Kultur- und Freizeiteinrichtungen, Gaststätten, Übernach-
tungsbetrieben, Dienstleistungsbetrieben, Clubs, Diskotheken und Prostitutionsstätten mit einerseits
den immer noch bestehenden pandemischen Gefahren entsprechenden, andererseits den bereichs-
spezifischen Erfordernissen angemessenen Auflagen versehen.
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An der bisher schon angeordneten Quarantänepflicht aufgrund eines positiven Testergebnisses wird
festgehalten.

Im Übrigen wird auf die Begründungen der Zweiundzwanzigsten Verordnung zur Anpassung der Ver-
ordnungen zur Bekämpfung des Corona-Virus vom 26. November 2020 (GVBI. S. 843) und der dazu
nachfolgend ergangenen Anpassungsverordnungen Bezug genommen:

- Dreiundzwanzigste Verordnung zur Anpassung der Verordnungen zur Bekämpfung des Corona-Vi-
rus vom 14. Dezember 2020 (GVBI. S. 869),

- Vierundzwanzigste Verordnung zur Anpassung der Verordnungen zur Bekämpfung des Corona-Vi-
rus vom 7. Januar 2021 (GVBI. S. 2),

- Fünfundzwanzigste Verordnung zur Anpassung der Verordnungen zur Bekämpfung des Corona-Vi-
rus vom 20. Januar 2021 (GVBI. S. 26),

- Siebenundzwanzigste Verordnung zur Anpassung der Verordnungen zur Bekämpfung des Corona-
Virus vom 11. Februar 2021 (GVBI. S. 74),

- Achtundzwanzigste Verordnung zur Anpassung der Verordnungen zur Bekämpfung des Corona-Vi-
rus vom 4. März 2021 (GVBI. S. 142),

- Neunundzwanzigste Verordnung zur Anpassung der Verordnungen zur Bekämpfung des Corona-
Virus vom 15. März 2021 (GVBI. S. 154),

- Dreißigste Verordnung zur Anpassung der Verordnungen zur Bekämpfung des Corona-Virus vom
24. März 2021 (GVBI. S. 186),

- Einunddreißigste Verordnung zur Anpassung der Verordnungen zur Bekämpfung des Corona-Virus
vom 12. April 2021 (GVBI. S. 207),

- Zweiunddreißigste Verordnung zur Anpassung der Verordnungen zur Bekämpfung des Corona-Vi-
rus vom 23. April 2021 (GVBI. S. 214),

- Dreiunddreißigste Verordnung zur Anpassung der Verordnungen zur Bekämpfung des Corona-Vi-
rus vom 5. Mai 2021 (GVBI. S. 236),

- Vierunddreißigste Verordnung zur Anpassung der Verordnungen zur Bekämpfung des Corona-Vi-
rus vom 10. Mai 2021 (GVBI. S. 242).

- Fünfunddreißigste Verordnung zur Anpassung der Verordnungen zur Bekämpfung des Corona-Vi-
rus vom 12. Mai 2021 (GVBI. S. 254) sowie

- Sechsunddreißigste Verordnung zur Anpassung der Verordnungen zur Bekämpfung des Corona-Vi-
rus vom 29. Mai 2021 (GVBI. S. 272).

Zu den einzelnen Paragraphen

Zu_§J_

Die strengen Vorgaben zur Beschränkung von Kontakten können angesichts des aktuellen Infek-
tionsgeschehens und der pandemischen Lage entfallen. Vielmehr gilt die Aufforderung zu pandemie-
angemessenem und verantwortungsvollem Verhalten, das die Bürgerinnen und Bürger in den letzten
Monaten in ihren Alltag übernommen haben. Überdies gilt die dringende Empfehlung, weiterhin die
bekannte AHA+L Regel einzuhalten und das breitflächige Testangebot wahrzunehmen.

Mit der Vorschrift wird insgesamt unterstrichen, dass die weitere erfolgreiche Pandemiebekämpfung
wie auch bisher schon ihre Stütze in der Einsicht und dem Verantwortungsbewusstsein der Bürge-
rinnen und Bürger findet.
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Zu _§ 2

Das Tragen einer Maske trägt wesentlich dazu bei, in Bereichen, in denen in der Regel eine Vielzahl
von Personen Zusammentreffen, vor Infektionen - gerade vor den noch schneller übertragbaren
Virusvarianten - zu schützen und das Ansteckungsrisiko zu verringern. Dies gilt insbesondere für In-
nenbereiche. Dabei liefern medizinische Masken einen effektiveren Schutz als sogenannte „Alltags-
masken“. Dieser als grundlegend erkannte Baustein der Pandemiebekämpfung richtet sich fortan an
diesen Faktoren aus. Die Anforderungen an die zu tragenden Masken sollen zudem vereinheitlicht
werden. Damit sollen die verbleibenden Kontakt- und Betriebseinschränkungen flankiert und die bis-
herigen Erfolge in der Pandemiebekämpfung gesichert werden.

In Schul- und Hochschulgebäuden, von Besucherinnen und Besuchern von Zusammenkünften nach
§§ 16 f., im außerschulischen Bildungsbereich sowie im Bereich der Kinder- und Jugendarbeit sowie
Jugendsozialarbeit kann die medizinische Maske nach Einnahme eines Sitzplatzes abgenommen
werden. In Fahrzeugen des öffentlichen Personennah- und Fernverkehrs und ähnlichen Beförde-
rungsmitteln ist dagegen aufgrund der besonderen räumlichen Situation sowie des nicht zu umge-
henden Nahkontaktes dauerhaft eine medizinische Maske zu tragen. Es sei denn, alle transportierten
Personen können einen Negativnachweis vorlegen.

Gegenüber der bisherigen Rechtslage wird in Kindertageseinrichtungen und Kinderhorten zu Guns-
ten der sozialen Entwicklung und Sprachentwicklung der zu betreuenden Kinder, die Maskenpflicht
für dort tätiges Personal nicht weiter aufrechterhalten.

Absatz 2 regelt Ausnahmen von der Tragepflicht um besondere Härten zu vermeiden. Das Gleiche
gilt für Absatz 3.

Zu_§_3

Die Vorlagepflicht eines Negativnachweises leistet einen wesentlichen Beitrag, um das Infektionsri-
siko im Alltag zu verringern. Die Vorschrift regelt, welche Nachweise dafür vorgelegt werden können.
Um die personenbezogenen Angaben des jeweiligen Nachweises verifizieren zu können, ist auch ein
amtliches Ausweispapier im Original vorzulegen.

ZLL§ 4

Die Vorschrift regelt ergänzend zu § 28a Abs. 4 IfSG den Umfang und die Erfassung personen-
bezogener Daten zur Kontaktdatennachverfolgung im Rahmen eines Infektionsgeschehens sowie
Informationspflichten gegenüber den Betroffenen. Die Kontaktdatenerfassung ist ein wesentlicher
Baustein der Containment-Strategie.

Zu_§_5

Die Vorschrift regelt Mindestanforderungen an ein vorzulegendes und umzusetzendes Hygienekon-
zept, um das Infektionsrisiko im Rahmen von unterschiedlichen Zusammenkünften zu verringern.

Zu_§_6

Die bisher in der Einrichtungsschutzverordnung angeordneten Betretungsverbote für Personen mit
typischer Symptomatik für COVID-19 bzw. entsprechender Symptomatik oder Ansteckungsverdacht
bei Haushaltsangehörigen werden aufrechterhalten, um den Eintrag von Infektionen in infektiolo-
gisch besonders sensible Einrichtungen zu verhindern. Es ist in diesen Fällen von einer erhöhten
Wahrscheinlichkeit für eine Infektion auszugehen.

Zu_§ 7_

Die generelle Anordnung einer Absonderung aufgrund eines positiven Testergebnisses ist weiterhin
erforderlich, um die jeweilige Infektionskette unmittelbar zu unterbrechen. Im Hinblick auf die Ver-
breitung von Virusvarianten stellt sie gerade auch aus Vorsorgegesichtspunkten einen wichtigen
Baustein der Pandemiebekämpfung dar.



296 Nr. 24 - Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen - 24. Juni 2021

Zu §§ 8 - 1 2

Krankenhäuser und vergleichbare Einrichtungen, Einrichtungen zur Betreuung und Unterbringung
älterer, behinderter oder pflegebedürftiger Menschen, ambulante Pflegedienste, Tages- und Nacht-
pflegeeinrichtungen, Betreuungs- und Unterstützungsangebote im Vor- und Umfeld von Pflege,
Werkstätten, andere Leistungsanbieter, Tagesförderstätten und Tagesstätten für Menschen mit Be-
hinderungen, Angebote durch Frühförderstellen, heilpädagogische Praxen, Autismuszentren und fa-
milienentlastende Dienste der Behindertenhilfe, Kindertageseinrichtungen und Kinderhorte, Schulen
und sonstige Ausbildungseinrichtungen unterliegen weiterhin Besuchsregelungen und besonderen
Hygienemaßnahmen.

Die entsprechenden Regelungen der bisherigen Einrichtungsschutzverordnung werden insoweit an
die aktuelle pandemische Situation und unter Berücksichtigung des dort in einigen Bereichen bereits
bestehenden weitgehenden Impfschutzes des Personals sowie etablierter Zugangsvoraussetzung
mit Negativnachweis angepasst.

Zu_§_13

In den Schulen und sonstigen Ausbildungseinrichtungen findet wieder für alle Klassen und Jahr-
gangsstufen Präsenzunterricht statt. Das derzeitige bewährte Testkonzept wird fortgeführt.

Zu_§_14

Bei Teilnahme an Präsenzveranstaltungen der Hochschulen, Berufsakademien und Musikakade-
mien sind zum Zweck der Nachverfolgung Kontaktdaten zu erfassen.

Die Leitungen der Einrichtungen können zur Sicherstellung des Infektionsschutzes ergänzende, in-
dividuelle Maßnahmen treffen.

Zu_§_1_5

Bei außerschulischen Bildungsangeboten sowie kulturpädagogischen Angeboten sind die Empfeh-
lungen des Robert Koch-Instituts zu beachten, um die Übertragung des SARS-CoV-2 Virus und
seiner Varianten zu verhindern.

Zu_§J_6

Zusammenkünfte unterliegen fortan ab einer Personenzahl von mehr als 25 Personen Beschränkun-
gen und Auflagen. Bei einer Zusammenkunft von mehr als 25 Personen sind Auflagen im öffentlichen
Raum wie die Kontaktdatenerfassung und die Erstellung eines Hygienekonzeptes erforderlich, um
das Infektionsrisiko zu minimieren und eine Nachverfolgung zu ermöglichen.

Absatz 2 regelt Ausnahmen von den Beschränkungen des Absatzes 1, um die uneingeschränkte
Aufrechterhaltung eines Kernbereichs des öffentlichen Lebens aufrechtzuerhalten. Für Zusammen-
künfte in privaten Wohnungen besteht unter Berücksichtigung des Artikel 13 Grundgesetz eine Emp-
fehlung, die Auflagen des Absatzes 1 bei Zusammenkünften von mehr als 25 Personen ebenfalls
umzusetzen.

Angebote der Kinder- und Jugendarbeit sowie Jugendsozialarbeit sind unter Berücksichtigung der
besonderen Bedarfe dieser Zielgruppe unter Pandemiebedingungen zulässig.

Zu_§J_Z

Bei Zusammenkünften von Glaubensgemeinschaften zur gemeinschaftlichen Religionsausübung
sind die Kontaktdaten der Teilnehmenden zu erfassen und ein Hygienekonzept umzusetzen, um die
Verbreitung des SARS-CoV-2-Virus und seiner Varianten zu vermeiden.
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Zu_§J_8

Die Öffnung von Freizeiteinrichtungen ist nur unter den genannten Auflagen, die dem Infektions-
schutz dienen, möglich. Aufgrund in der Regel nicht vermeidbarerer Nahkontakte in Schwimmbädern,
Thermalbädern, Badeanstalten und Saunen sind besondere Maßnahmen zur Zugangssteuerung er-
forderlich, um Übertragungsrisiken zu minimieren. In Fitnessstudios, die in der Regel in Innenräu-
men betrieben werden und gleichzeitig von einer großen Zahl an Personen besucht werden, ist die
Kontaktdatenerfassung ein wichtiger Baustein, potenzielle Infektionsketten zurückzuverfolgen und
zu unterbrechen. Spielhallen, Spielbanken und Wettvermittlungsstellen sind mit Innenräumen in der
Gastronomie vergleichbar. Somit gelten die gleichen Auflagen.

Zu_§_19

Die Öffnung von Museen, Schlössern, Galerien und Gedenkstätten ist nur mit Hygienekonzept zu-
lässig.

Zu_§_20

Sport in Sportstätten ist nur bei Vorliegen und Umsetzung eines Hygienekonzeptes der Betreiberin-
nen und Betreiber zulässig. Für Zuschauer gilt § 16 Abs. 1 entsprechend.

Zy_§_21

Der Betrieb von Verkaufsstätten und ähnlichen Einrichtungen ist nur mit Hygienekonzept zulässig.

Zu_§_22

Der Betrieb von Gaststätten und ähnlichen Einrichtungen ist insbesondere in der Innengastronomie
nur unter Auflagen sowohl im Rahmen der Abholung von Speisen und Getränken als auch für den
Verzehr vor Ort gestattet. Die strengeren Auflagen für den Verzehr vor Ort ergeben sich aufgrund der
Aufenthaltsdauer und der Möglichkeit, am Sitzplatz die medizinische Maske abzulegen.

Zu_§_23

Das zur Verfügungstellen von Übernachtungsangeboten ist nur unter Auflagen zulässig.

Zu_§_24

Aufgrund der sinkenden Inzidenzzahlen ist der Betrieb von Tanzlokalen, Diskotheken, Clubs und
ähnlichen Einrichtungen nunmehr und nur im Freien und unter strengen Auflagen zulässig. Aufgrund
des erhöhten Infektionsrisikos in geschlossenen Räumen und der nicht vermeidbaren Nahkontakte
einer Vielzahl an Personen ist in Innenräumen der Betrieb weiterhin ausschließlich in gastronomi-
scher Form gestattet.

Zu_§_25

Die Erbringung von Dienst- und Beratungsleistungen einschließlich Handwerkstätigkeiten soll mög-
lichst nur ohne unmittelbaren persönlichen körperlichen Kontakt erfolgen. Die Empfehlungen des
Robert Koch-Instituts zur Hygiene sind zu beachten, um die Übertragung des SARS-CoV-2-Virus und
seiner Varianten zu verhindern.

Zu_§_26

Der Betrieb von Prostitutionsstätten, die Bereitstellung eines Prostitutionsfahrzeuges, die Durchfüh-
rung und Organisation einer Prostitutionsveranstaltung oder ähnlichen Einrichtung, der Betrieb einer
Prostitutionsvermittlung sowie die Erbringung sexueller Dienstleistungen mit Körperkontakt ist nur
unter Auflagen zulässig.
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Wegen der erhöhten Infektionsgefahr aufgrund des besonders engen Kontaktes und des vermehrten
Aerosolausstoßes dürfen nur Kundinnen und Kunden mit Negativnachweis nach § 3 eingelassen und
bedient werden und die Kontaktdaten der Kundinnen und Kunden sind nach § 4 zu erfassen. Darüber
hinaus ist ein Abstands- und Hygienekonzept zu erstellen und umzusetzen, welches das besondere
Infektionsrisiko der angebotenen Dienstleistung berücksichtigt und eine mindestens einmal wöchent-
liche Testung der Prostituierten vorsieht.

Zu_§_27

Um bestehende Gefahren rechtzeitig abwehren zu können, sind für den Vollzug neben den Gesund-
heitsämtern die örtlichen Ordnungsbehörden zuständig. Die örtlich zuständigen Behörden können im
Rahmen des „Präventions- und Eskalationskonzepts zur Eindämmung der weiteren Ausbreitung von
SARS-CoV-2 in Hessen“ (Präventions- und Eskalationskonzept SARS-CoV-2) weitergehende Maß-
nahmen treffen. Regionale Lockerungen sind dagegen nicht gestattet.

Zu_§_28

Die Vorschrift regelt die Ahndung bußgeldbewehrten Verhaltens.

Zu_§_29

Die Verordnung ist nach § 28a Abs. 5 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes zu begründen.

Zu_§_30

Die Vorschrift regelt die Aufhebung bisherigen Rechts.

Zu_§_31

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Verordnung.


